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Das revidierte 
Betäubungs-
mittelgesetz 
untergräbt die 
Polizeiarbeit 
 

von Andrea Geissbühler, 
Polizistin, Präsidentin des 
Dachverbandes abstinenz-
orientierte Drogenpolitik, 
Nationalrätin 
 

Zu Art. 3c, Amtsstellen 
und Fachleute werden 
von der Zeugnis- und 
Auskunftspflicht, aber 
auch von der Anzeige-
pflicht, auch bei strafba-
ren Handlungen, entbun-
den und unter das Amts- 
und Berufsgeheimnis ge-
stellt. 
 
Mit diesem Gesetzesartikel wird 
die Arbeit der Polizei massiv er-
schwert, dagegen wird den Dea-
lern der Handel mit Betäubungs-
mitteln erleichtert. Auch wird den 
Eltern die Möglichkeit entzogen, 
bei Vergehen ihrer Kinder Sankti-
onen zu ergreifen. Obschon seit 
der Umfrage der Schweizerischen 
Fachstelle für Alkohol- und ande-
re Drogenprobleme (SFA) klar ist, 
dass staatliche Massnahmen und 
elterliche Kontrollen eng zusam-
men hängen, und sich Eltern in 
 

 
ihren Erziehungsgrundsätzen be-
züglich Substanzkonsum und Re-
gelverletzungen durch staatliche 
Regelungen beeinflussen lassen, 
will man mit diesem Artikel eine 
Zusammenarbeit von Eltern, Dro-
genberatungsstelle und Polizei 
verhindern. 
 

Dass gerade Kinder und Jugendli-
che Leitplanken und Gesetze 
brauchen, zeigte dieselbe Umfra-
ge. Sie ergab nämlich, dass im-
merhin 58% der Schüler und 
51,5% der Schülerinnen keine 
Drogen konsumieren «weil es ge-
setzlich verboten ist».  

 

Fortsetzung Seite 2 
 

 
 

Unterschreiben Sie 
das Referendum 

gegen das 
revidierte 

Betäubungsmittel-
gesetz! 

 

In diesem 
Informationsbulletin 

finden Sie die 
Gründe dafür! 

 
Sammelfrist bis 10. Juli 2008 
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Zu Art. 3d, Die Kantone 
werden verpflichtet, Ein-
richtungen zur Schadens-
minderung und Überle-
benshilfe zu schaffen. 
 
In einigen Schweizer Städten wie 
Basel, Bern und Zürich entstand in 
den 90er Jahren eine riesige Infra-
struktur für Schadensminderung 
und Überlebenshilfe für drogen-
süchtige Menschen wie zum Bei-
spiel die Fixerräume, die eigentlich 
als Erste-Hilfe-Projekte vorüber-
gehend geschaffen wurden. Nun 
sind sie feste Institutionen gewor-
den, welche Millionen von Steu-
ergeldern verschlingen. Es ist of-
fensichtlich, dass vor allem die In-
stitution Fixerstübli Drogendealer 
geradezu anzieht. Diese warten in 
der Nähe der Fixerräume auf ihre 
süchtigen Kundinnen und Kun-
den, welche dann im Fixerraum 
die erstandenen Suchtmittel wie 
Heroin, Kokain usw. konsumie-
ren. Die Polizei steht bereits heute 
vor einer kaum zu lösenden Auf-
gabe: Einerseits muss sie die Be-
völkerung vor kriminellen Dro-
genhändlern schützen und Dro-
genkonsumenten anzeigen, ande-
rerseits lebt der Fixerraum (zum 
Beispiel in Bern mit 13 Vollzeit-
angestellten!) von den Süchtigen. 
So entstehen in den Städten mit 
Fixerräumen inakzeptable, rechts-
freie Zonen. Mit dem neuen Arti-
kel könnten nun aber alle Schwei-
zer Städte und Kantone gezwun-
gen werden, diese umstrittenen 
Drogeninfrastrukturen bereit zu 
stellen. 
 
 

Zu Art. 19b, Die 
Vorbereitung des eigenen 
Konsums von Betäu-
bungsmitteln oder die un-
entgeltliche Abgabe von 
Betäubungsmitteln zur Er-
möglichung des gemein-
samen und gleichzeitigen 
Konsums ist in geringfügi-
gen Mengen straflos. 
 
Da Drogen immer in kleinen 
Mengen gehandelt werden, und 
auch bei geringfügigem Drogen-
deal lukrative Geschäfte abgewi-

ckelt werden könnten, würde die-
ser Artikel die Arbeit der Polizei 
und Justiz verunmöglichen und 
unseren Rechtsstaat aushöhlen. 
Die Drogendealer, Drogenkonsu-
menten und die international tä-
tige Mafia fühlten sich von unse-
rer neuen Gesetzgebung gerade-
zu angezogen. Nehmen wir doch 
andere Städte oder Länder zum 
Vorbild, wo jeder Drogenhandel 
unterbunden wird und damit 
kaum Drogen im Umlauf sind. 
Denn das Marktgesetz, dass das 
Angebot die Nachfrage regelt, 
funktioniert insbesondere im Dro-
genbereich. Bei den Betäubungs-
mitteln Heroin und Kokain, bei 
welchen von 100 Erstkonsumen-
ten ca. 90 von diesen Suchtmit-
teln abhängig werden, also ein 
Suchtpotential von 90% besteht, 
muss jeder Einstieg verhindert 
werden. 
 

 
 
Da Cannabis als Einstiegsdroge 
bezeichnet werden kann, muss 
bei einer Missachtung des Be-
täubungsmittelgesetzes kon-
sequent gebüsst werden kön-
nen. Kinder und Jugendliche wür-
den ihr Verhalten überdenken, 
wenn sie ihr Sackgeld oder ihren 
Lehrlingslohn wegen verbotenem 
Kiffen abgeben müssten. Es darf 
nicht sein, dass wegen diesem 
Gesetzesartikel die Bedürfnisse 
der Bevölkerung nach Bewe-
gungsfreiheit und öffentlicher Si-
cherheit aufgegeben werden. Nur 
mit griffigem, klarem Auftrag 
können die Polizei und Justiz die 
illegalen Machenschaften der 
Drogenhändler in den Griff be-
kommen und in der Bevölkerung 
das angeschlagene Vertrauen 
wieder erlangen, auch zum Woh-
le unserer Kinder und Jugend-
lichen. 
 
 
 
 

Süchtigen  
den Ausstieg  
erleichtern 
statt Drogen-
abgaben 
ausweiten 
 
von Paul Stettler, 
Leiter der Drogentherapiestelle EI 
Rafa 
 

Zu Art. 3e, Die bisherige 
zeitlich befristete Heroin-
abgabe wird ersetzt durch 
die Möglichkeit der gene-
rellen Abgabe von Betäu-
bungsmitteln (u.a. Ko-
kain, Cannabis usw.). Die-
se schadensmindernde 
Massnahme wird zur 
Therapiesäule gezählt, ob-
schon eine Therapie eine 
Heilbehandlung ist und 
ein Heroinabhängiger nie-
mals mit dem Suchtmittel 
Heroin geheilt werden 
kann. Die Aufnahme von 
Suchtmitteln in die Heil-
mittelliste bedeutet, dass 
diese von den Kranken-
kassen in den Grundversi-
cherungen übernommen 
werden müssen. 
Zu Art. 3d und 3g, Die 
Kantone werden ver-
pflichtet, Einrichtungen 
und Massnahmen zur  
Überlebenshilfe wie Fixer-
räume bereit zu stellen. 
Da die Süchtigen Betäu-
bungsmittel aus illegaler 
Herkunft im Fixerraum 
konsumieren, entsteht in 
dessen Nähe ein rechts-
freier Raum und der 
Rechtsstaat wird unglaub-
würdig. 
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Seit 21 Jahren leite ich eine christ-
liche Rehabilitationsstelle für dro-
genabhängige Menschen. Das 
Schicksal dieser Menschen macht 
mich persönlich betroffen. Aus 
dieser Betroffenheit heraus möch-
te ich zu Ihnen sprechen. 
 

Es macht mich traurig zu sehen, 
wie in dieser Zeit breite Kreise das 
Schicksal der Drogenabhängigen 
für ihre eigenen, persönlichen 
und politischen Ziele missbraucht 
haben. Mit falschen Informatio-
nen und Zerrbildern wurde der 
Öffentlichkeit glaubhaft gemacht, 
dass süchtige Menschen auf Dro-
genabgabe, Fixerräume und auf 
grosse Toleranz gegenüber ihrem 
Suchtverhalten angewiesen seien. 
Die Möglichkeit und die Notwen-
digkeit eines Ausstiegs wurden 
immer stärker in den Hintergrund 
gedrängt. Heute sind wir soweit, 
dass BAG-Exponenten das Absti-
nenzziel als gefährlich und ver-
werflich darstellen. Wer sich ge-
gen eine Suchtbegleitung äussert, 
wird als hartherzig, lieblos und 
uneinsichtig angeprangert. Das 
Bundesamt für Gesundheit 
(BAG) und viele Fürsorgedirek-
tionen haben inzwischen eine 
Sozialindustrie aufgebaut, die 
direkt oder indirekt von Dro-
genabhängigen profitiert. Die-
se ist bemüht, einen Weg zu ver-
folgen, der den Süchtigen den 
Ausstieg erschwert und sie zur 
Dauerkundschaft einer zweifel-
haften Sozialhilfe macht. Unter-
dessen gibt es einige Tausend So-
zialarbeiter in der Schweiz, die ihr 
Geld damit verdienen, dass Dro-
genabhängige in der Sucht 
verbleiben. Daneben gibt es Krei-
se, die sich nicht aus wirtschaftli-
chem sondern aus politischem In-
teresse für eine liberale Drogen-
politik einsetzen. Schliesslich gibt 
es eine riesige Anzahl Menschen, 
die aufgrund von fehlgeleitetem 
Mitleid eine derart ungesunde Po-
litik unterstützen. 
 
Die Stimmungsmache der Liberali-
sierer ist in ihrer Grundausrich-
tung falsch, gefährlich und auch 
aus wirtschaftlicher Sicht unsin-
nig. Drogenabhängige zerstören 
mit Ihrem Suchverhalten nicht nur 
das eigene Leben sondern auch 
ihr Umfeld, Unsere Jugend 
braucht deshalb Unterstützung 
auf verschiedenen Ebenen, damit 

weniger Menschen süchtig wer-
den und bereits Abhängige wie-
der eine Chance für den Ausstieg 
erkennen und nutzen. Beides wird 
jedoch durch eine liberale Ge-
setzgebung, wie sie im revidierten 
Betäubungsmittegesetz vorgese-
hen ist, erschwert. Diese setzt fast 
nur noch auf die Säule Scha-
densminderung und lässt ausser 
Acht, dass dadurch Prävention, 
Therapie und Repression stark 
behindert werden. Wer ausser-
dem mit offenen Augen verfolgt, 
was unter dem Deckmantel der 
Schadensminderung alles unter-
nommen wird, der wird unschwer 
erkennen, dass durch diese Mass-
nahmen der Schaden zwar nicht 
offensichtlicher, aber trotzdem 
deutlich grösser wird. 
 

Es ist deshalb wichtig, dass nicht 
nur die Auswirkungen des Sucht-
verhaltens aufgefangen oder ver-
mindert werden. Vielmehr muss 
der Süchtige dazu motiviert wer-
den, etwas gegen seine Sucht zu 
unternehmen. Gerade zu dieser 
Motivation kommt es nur noch 
selten, wenn den Süchtigen das 
Suchtmittel, Konsumgelegenhei-
ten, Wohnung und Lebensunter-
halt durch den Staat zur Verfü-
gung gestellt werden, ohne ernst-
haft daran zu arbeiten, dass 
Süchtige eine Veränderung in ih-
rem Leben suchen. Wir glauben, 
dass mit dieser Form von 
Suchthilfe den Betroffenen 
nicht Liebe sondern vielmehr 
Gleichgültigkeit entgegenge-
bracht wird. 
 
Süchtige und suchtgefährdete 
Menschen brauchen deshalb vor 
allem drei Formen von Unterstüt-
zung: 

1. Prävention: Der Entschei-
dung, Suchtmittel zu konsu-
mieren muss entgegenge-
wirkt werden, indem beson-
ders unseren jungen Men-
schen Möglichkeiten aufge-
zeigt werden, mit Ihren Ge-
fühlen einen gesunden Um-
gang zu finden. 

2. Repression: Die Möglichkei-
ten, Suchtmittel zu beschaf-
fen, müssen reduziert wer-
den. Es darf nicht sein, dass 
Treffpunkte geduldet werden, 
an denen man jederzeit un-
gehindert Drogen kaufen und 

verkaufen kann. Diese Mög-
lichkeit ist leider bei den 
staatlichen Fixerräumen in er-
schreckendem Ausmass ge-
geben. 

3. Therapie: Jugendliche, die in 
die Drogenabhängigkeit gera-
ten sind, sollen in erster Linie 
bei Massnahmen unterstützt 
werden, die ihnen helfen, 
wieder suchtfrei zu leben. 
Leider ist es eine Tatsache, 
dass Sozialarbeiter mehr und 
mehr von einem Abstinenzziel 
abraten und eher Möglichkei-
ten für die Substitution und 
damit für den Verbleib in der 
Abhängigkeit unterstützen. 

 
Anstelle dieser drei Säulen setzt 
das revidierte Betäubungsmittel-
gesetz vor allem auf die soge-
nannte Schadenminderung. Be-
reits heute ist diese Fehlentwick-
lung weit voran geschritten und 
es ist absehbar, dass mit der 
Annahme des revidierten Be-
täubungsmittelgesetzes die 
konstruktiven Möglichkeiten 
weitgehend untergraben wür-
den. Wir sind deshalb der Auffas-
sung, dass die drei Säulen Präven-
tion, Repression und Therapie 
wieder ausgebaut werden müs-
sen. Unter keinen Umständen 
dürfen sie durch eine fragwürdige 
Umsetzung der Schadensminde-
rung ausgehebelt werden. 
 
Noch einige Bemerkun-
gen zu den Stichworten 
Prävention, Repression 
und Therapie: 
 

Wer Prävention an den Staat de-
legieren will, liegt ebenso falsch 
wie der, welcher die Entscheidung 
Drogen zu konsumieren dem 
„freien“ Willen von süchtigen 
oder suchtgefährdeten Jugendli-
chen überlassen will. Einen noch 
grösseren Fehler begehen diejeni-
gen, welche die Drogenabgabe 
als Therapieform darstellen und 
damit den offensichtlich falschen 
Eindruck vermitteln, man könne 
durch die Abgabe von Suchtmit-
teln ein Suchtverhaften therapie-
ren. 
 

Es sollte für eine Mehrheit der Be-
völkerung klar werden, dass Prä-
vention eine Aufgabe jeder Fami-
lie und jedes Einzelnen ist. Wir al-
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le haben Möglichkeiten, Jugendli-
che zu einem gesunden Umgang 
mit ihren Gefühlen zu ermutigen 
und ihren Entscheid zu stärken, 
sich nicht auf Drogen einzulassen. 
Diese Aufgabe lässt sich nicht 
an den Staat und schon gar 
nicht an jene „Fachleute“ dele-
gieren, die einen freien Dro-
genkonsum propagieren! 
 

Es sollte ebenso klar werden, 
dass für jene, welche süchtig 
oder suchtgefährdet sind, 
möglichst wenige Konsum-
gelegenheiten zur Verfügung 
stehen dürfen. Dazu braucht 
es Repression und die muss 
nun einmal in erster Linie 
durch die Polizei umgesetzt 
werden. Es braucht jedoch eine 
breitere Akzeptanz dieser Mass-
nahmen, statt der Polizei immer 
wieder eine lieblose, hartherzige 
Haltung zu unterstellen. Entgegen 
den Behauptungen des BAG, wel-
ches den Rückgang der Anzahl 
Drogentoter auf die Drogenabga-
be zurückführen möchte, ist klar, 
dass dies in Wirklichkeit der 
Schliessung offener Drogensze-
nen zu verdanken ist. In Bern ist 
die Anzahl Drogentoter im Jahr 
nach der Kocherparkschliessung 
fast auf die Hälfte zurückgegan-
gen. In Zürich ergab sich eine ver-
gleichbare Reduktion nach der 
Lettenschliessung. Die Behaup-
tung, dies sei auf die damals be-
gonnene „Testphase“ der Dro-
genabgabe zurückzuführen, ist 
etwa gleich absurd wie wenn ich 
behaupte, ein im Familienkreis 
gehaltener Verkehrserziehungs-
kurs sei die Ursache für schweiz-
weiten Unfallrückgang. Die Re-
pression ist und bleibt die 
Säule, durch welche bisher am 
meisten Todesfälle verhindert 
wurden. Sie zu untergraben ist 
verantwortungslos. 
 

Schliesslich muss für eine Gesell-
schaft, welche süchtige Menschen 
nicht einfach aufgeben will, klar 
sein, dass es Unterstützung 
braucht, um diese Menschen wie-
der zu rehabilitieren. Es braucht 
glaubwürdige Motivationsarbeit, 
um die Betroffenen zu überzeu-
gen, dass sich die Mühen eines 
Entzugs, eines Neuanfangs und 
einer abstinenzorientierten Thera-
pie lohnen. Diese Glaubwürdig-
keit wird verspielt, wenn sich 

der Staat und seine Helfer vor 
den Karren des Suchverhaltens 
spannen lassen und so zu Co-
Abhängigen werden. Es ist 
nicht erstaunlich, dass die Er-
folge der Drogentherapien seit 
der Einführung der Drogen-
abgabe deutlich zurückgegan-
gen sind. Diese Entwicklung wird 
zwar durch pseudowissenschaft-
liche Studien verschleiert. Wer 
Einblick in Institutionen und Kon-
takte zu Betroffenen hat, der wird 
jedoch klar erkennen, dass diese 
Problematik durch Toleranz ge-
genüber der Drogensucht ent-
standen ist. Wir müssen uns 
unbedingt von dieser Toleranz 
gegenüber dem Suchtmittel-
konsum abwenden und den 
süchtigen Menschen das ge-
ben, was sie wirklich brau-
chen: Liebe, Annahme und Ge-
borgenheit aber auch klare 
Grenzen und unsere ganze 
Unterstützung, damit sie 
lernen, diese Grenzen einzu-
halten. 
 

Leider sind viele meiner 
Kollegen nicht bereit, auf die-
se Weise öffentlich gegen das 
revidierte Betäubungsmittel-
gesetz Stellung zu beziehen. 
Zu stark sind sie in finanziellen 
Abhängigkeiten von Behör-
den, die ihnen einen Maulkorb 
umbinden. Auf entsprechende 
Anfrage erhielt ich Absagen 
mit der Begründung: «Wir 
können dieses Risiko nicht ein-
gehen, wir haben einen Leis-
tungsvertrag mit einer links-
grünen Regierung!» 
 
Trotz den ungünstigen Aus-
sichten, gegen den Goliath 
BAG anzukämpfen, bin ich 
überzeugt, dass es richtig ist, 
öffentlich für die Wahrheit 
einzustehen. Selbständig den-
kende Bürgerinnen und Bürger 
werden früher oder später die 
Lügen des BAG und der Dro-
genliberalisierer durchschau-
en. Ich hoffe, dass es dann 
nicht zu spät sein wird! 
 

Editorial 
 
 

 
 
An der Medienkonferenz der 
Schweizerischen Vereinigung 
Eltern gegen Drogen sind wir 
spezifisch auf diejenigen Ge-
setzesartikel des revidierten 
Betäubungsmittelgesetzes ein-
gegangen, welche für Kinder, 
Jugendliche und Eltern, für die 
ganze Bevölkerung einschnei-
dende Auswirkungen haben 
werden. Wir wollten damit die 
Medienverantwortlichen für das 
Thema sensibilisieren und er-
warteten eine sachliche Berichter-
stattung. Obschon wir über 300 
Einladungen an die Medien ver-
schickt hatten, die Medienkonfe-
renz in der Agenda der Bundes-
hausjournalisten eintragen liessen 
und tags zuvor mit über einem 
Dutzend Medienleuten der wich-
tigsten Schweizer Tagespresse te-
lefonischen Kontakt aufgenom-
men hatten, erschienen ausser ei-
nem Radioredaktor nur ausländi-
sche Presseleute. Sie waren scho-
ckiert über die Tatsache, dass sich 
offensichtlich die Schweizer Me-
dien nicht für dieses Thema inte-
ressieren. Gleichzeitig waren sie 
aber auch erstaunt wie sachlich 
fundiert das Thema: «Revision des 
Betäubungsmittelgesetzes» von 
der Vereinigung Eltern gegen 
Drogen aufbereitet worden war. 
Sie waren einhellig der Meinung, 
dass die Schweizer Medien gegen 
das Prinzip einer neutralen Be-
richterstattung verstossen. Sie 
waren wohl noch mehr ent-
täuscht als wir Organisatoren 
und Referenten über das 
fehlende Demokratieverständ-
nis unserer Medien. 
 

Da wir bis am 10. Juli 2008 
50'000 Unterschriften sammeln 
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müssen, damit das revidierte Be-
täubungsmittelgesetz dem Volk 
vorgelegt werden muss, wäre es 
für die Unterschriftensammler 
wichtig, wenn die Fakten, warum 
wir uns gegen dieses revidierte 
Betäubungsmittelgesetz stellen, 
veröffentlicht würden. 
 

Aus Zuschriften aus der Bevöl-
kerung, von direkt betroffenen 
Eltern und Angehörigen ist eine 
grosse Verzweiflung, Unverständ-
nis, ja Wut herauszulesen ange-
sichts des jahrelangen eigenmäch-
tigen und verantwortungslosen 
Vorgehens der Schweizerischen 
Behörden in der Drogenpolitik. 
Über die Köpfe der grossen Mehr-
heit der Bevölkerung hinweg wird 
seit Jahren, ja Jahrzehnten eine 
Drogenpolitik betrieben, der jegli-
cher Verantwortungsgedanke 
fremd ist.  
 

Auch wenig politisch interessierte 
Bürgerinnen und Bürger schütteln 
verständnislos den Kopf, wenn 
wir ihnen erklären, was bei der 
Umsetzung des revidierten Betäu-
bungsmittelgesetzes auf uns zu-
kommt. 
 

Wer kann ein solches Gesetz 
akzeptieren? Wer sind die 
Gewinner und wer sind die 
Verlierer? Die Beiträge in die-
sem Informationsbulletin wer-
den Ihnen Antwort auf diese 
Fragen geben. 
 

Wir möchten Sie aufrufen, die 
Menschen in Ihrem Umfeld 
aufzuklären und Unterschrif-
ten für das Referendum zu 
sammeln. Besten Dank. 
 

Die Präsidentin, Sabina Geissbühler-
Strupler, und der Vorstand der Schwei-
zerischen Vereinigung Eltern gegen Dro-
gen 
 

 
 
 
 

DIE VERIRRUNGEN 

IN DER SCHWEIZERI-
SCHEN DROGENPO-
LITIK DÜRFEN NICHT 

GESETZLICH VERAN-
KERT WERDEN! 

Référendum contre la 
loi sur les stupéfiants: 
 

Viser 
l'abstinence ne 
doit pas être 
un but 
subsidiaire, 
mais la priorité 
 
de Claude Ruey, 
conseiller national libéral, Vaud 
 

Zu Art. 1 und 1a, Im 4-
Säulenprinzip des revidier-
ten Betäubungsmittelge-
setzes fehlt die verbindli-
che Priorität der Absti-
nenz bei der Prävention, 
Therapie, Überlebenshilfe 
sowie bei der Kontrolle 
und Repression. Auch 
beim Begriff der Qualität 
fehlt die klare Ausrich-
tung auf Abstinenz. 
 
Dans le domaine de la politique 
de la drogue, il ne faut ni diaboli-
ser, ni banaliser. Il faut notam-
ment savoir que, même si l’idéal 
serait la disparition totale de ce 
fléau, il n'y a hélas pas de société 
sans drogue. Si nous n'arrive-
rons sans doute jamais à éra-
diquer totalement la drogue, 
ce n’est pas une raison pour 
baisser les bras. Ce n'est pas 
parce que le but est un idéal 
qu'il faut renoncer à cet idéal. 
Il faut donc savoir que le combat 
contre les drogues est un combat 
incessant, un combat jamais fini. 
 

A cet égard, j’aimerais préciser 
quelques principes. Première-
ment, s'accommoder du mal 
ne l'a jamais transformé en 
bien. Deuxièmement, banaliser 
l'usage des drogues ne les a 
jamais rendues inoffensives. 
Troisièmement, il n'y a pas de 
drogues innocentes. Quatriè-
mement et peut-être surtout, 

les jeunes ont besoin de repè-
res. Ce sont ces convictions qui 
me conduisent à m'opposer 
résolument à la nouvelle loi 
sur les stupéfiants 
 

Ce qui est pour moi le plus impor-
tant, c’est qu’une loi sur les pro-
duits stupéfiants soit claire. Une 
politique de la drogue claire 
doit avant tout viser l’absti-
nence. Or, dans la loi qui a été 
adoptée récemment, celle-ci ne 
fait pas de l’abstinence son 
principal objectif, bien au 
contraire. 
 

A l’origine le texte de loi admis au 
sein de la commission du Conseil 
national prévoyait que le principe 
de base de la loi, le but que nous 
devons tous viser, était de favori-
ser l'abstinence. Or, après les 
atermoiements du Conseil des 
Etat, on parle bien encore d'absti-
nence, mais on la relativise, on 
l'amoidrit, en parlant de préven-
tion qui favorise "notamment" 
l'abstinence. C'est donc une res-
triction mentale, et je ne peux pas 
accepter ceci, parce que l'absti-
nence ne peut pas être un but se-
condaire, c'est le principe cardinal 
de toute politique de lutte contre 
l'abus de stupéfiants et le mes-
sage doit être clair! On ne peut 
pas dire: «Un petit peu d'absti-
nence, et puis un peu d'autre 
chose!»  
 

Je me suis battu depuis tou-
jours pour que l’abstinence 
soit le but premier de toute 
politique de la drogue et j’ai 
d’ailleurs fait des propositions en 
Commission de la santé et de la 
sécurité sociale du Conseil natio-
nal. J’ai proposé notamment que 
l’on inscrive dans la loi le fait que 
l’on doive prendre des mesures en 
amont, qu'il s'agisse de préven-
tion primaire ou de prévention se-
condaire. Je ne discute pas bien 
entendu de la nécessité de proté-
ger les personnes des conséquen-
ces des troubles liés à l'addiction; 
mais on a omis de préciser dans la 
loi qu'il s'agissait aussi de s'adres-
ser au grand public et notamment 
aux jeunes qui ont besoin qu'on 
les aide à ne pas sombrer dans la 
toxicomanie.  
 

Je reste persuadé que toute 
personne qui est accrochée à 
une dépendance est en fait 
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privée de sa liberté. L’objectif 
doit donc être, pour toute politi-
que cohérente, de permettre aux 
individus de conserver ou, pour 
ceux qui l’ont perdue, de re-
couvrer une meilleure capacité de 
choix. Pour les uns, il en va d’une 
promotion de la santé en général 
(physique et psychique) dès le 
plus jeune âge ainsi que d’un ca-
dre familial et social satisfaisant. 
Pour les autres, il s’agit de les 
amener à saisir les chances que 
peut offrir un réseau d’aides et de 
soins complémentaires et coor-
donné. L’aménagement des con-
ditions de vie et de soins adéquats 
pour les toxicomanes doit claire-
ment viser donc, à terme, l’ab-
stinence. Renoncer à l’affirmer, 
c’est démissionner. 
 

Viser l’abstinence comme ob-
jectif prioritaire, c’est faire en 
sorte que la consommation de 
stupéfiants soit combattue. 
Car les jeunes ont besoin de 
messages clairs. Quand on 
connaît les drames, les tragédies 
qui existent dans les familles et 
chez les jeunes lorsqu'il y a des 
victimes de la drogue, on ne peut 
avoir qu'un message pour ceux 
qui ne sont pas encore consom-
mateurs: "Abstenez-vous!" C'est 
le but auquel nous devons tous 
tendre. Cela dit, qu'on me com-
prenne bien: cette position ne si-
gnifie pas qu'on doive renoncer à 
d'autres mesures telles que des 
thérapies diverses, telle la préven-
tion tertiaire par exemple.  
 

Mon engagement contre la loi 
adoptée répond donc avant tout 
aussi et surtout à un souci de co-
hérence qui vise à fixer des repè-
res, surtout pour la jeune généra-
tion et d’éviter à tout prix la bana-
lisation des drogues, même dites 
« douces ». Je reste, en effet, 
persuadé, je le répète, qu’au-
jourd’hui les jeunes ont besoin 
de limites et de repères. De 
même, les adultes doivent 
pouvoir exercer l’autorité en 
se basant sur des règles clai-
res. Qu’on ne s’y trompe pas, 
l’autorité n’est ni l’autoritarisme, 
qui écrase, ni le laxisme, qui est 
une forme d’indifférence et 
d’abandon ; l’autorité est un mé-
lange subtil de fermeté et 
d’amour, qui est nécessaire pour 
faire grandir les personnes. Cer-

tes, la notion d’autorité est par-
fois mal comprise ; et surtout ca-
ricaturée par ceux qui ont peine à 
se confronter avec la nécessaire 
fermeté – et non dureté – qui ac-
compagne toujours l’exercice de 
l’autorité.  
 

La loi adoptée par les Cham-
bres fédérales fait de la distri-
bution médicalisée d’héroïne 
une pièce importante de la po-
litique de la drogue en Suisse. 
Pire, le texte de loi permet non 
seulement la distribution mé-
dicalisée d’héroïne, mais aussi 
au besoin d’autres drogues. Le 
principe de la distribution médica-
lisée met à mal le principe d’ab-
stinence de façon dramatique. 
C’est un prolongement de la 
dépendance qui démotive le 
toxicomane à imaginer de 
vrais moyens de sevrage et de 
réhabilitation. 
 

Or, jusqu’à aujourd’hui, la pres-
cription d’héroïne ne donne pas 
de résultats clairs et scientifiques 
reconnus. Un rapport d’experts 
zurichois estime même qu’il paraît 
présomptueux de qualifier de suc-
cès un prétendu traitement qui 
maintient plus de 90% des pa-
tients dans la dépendance. Dans 
les rapports que l’on nous a four-
nis jusqu’à aujourd’hui, personne 
ne dit mot des effets néfastes liés 
à la consommation d’héroïne. Pas 
un mot n’est dit sur les infections 
cutanées, les risques de surdose, 
les effets cardiovasculaires, les at-
teintes pulmonaires etc. Les toxi-
comanes qui consomment 
donc de l’héroïne fédérale 
suisse sont ainsi maintenus 
dans leur dépendance, voire 
cimentés dans leur camisole de 
force chimique ! En fait, la seule 
et unique évaluation scientifique 
indépendante du programme de 
prescription d’héroïne est celle qui 
a été réalisée par des experts de 
l’OMS pour le gouvernement 
suisse à la demande de l’Organe 
international de contrôle des stu-
péfiants (OICS) en avril 1999. Le 
département Substance Abuse de 
l’OMS a refusé de considérer la 
prescription d’héroïne comme 
une alternative thérapeutique 
ayant fait ses preuves pour des 
héroïnomanes. Elle mentionne 
que le projet suisse ne s’appuyait 
pas sur des résultats scientifiques 

et médicaux reconnus internatio-
nalement et a déconseillé à tous 
les autres pays de suivre cette 
voie. Il est significatif, à cet égard, 
que les autorités sanitaires suisses 
ont refusé de suivre Monsieur le 
conseiller national Waber lorsqu’il 
demandait une expertise scientifi-
que neutre. 
 

D’autre part, la prescription 
d’héroïne envoie un message 
contradictoire aux personnes 
fragiles en marge de la société 
qui souhaiteraient consommer 
de l’héroïne. Du point de vue 
gouvernemental la prescription 
d’héroïne avait pour objectif de 
répondre à un défi social et de 
santé publique majeur : la volonté 
de stabiliser l’état physique et 
psychique des personnes forte-
ment dépendante. Or, en voulant 
protéger les personnes les plus 
touchées par la toxicomanie, la 
prescription d’héroïne a eu aussi 
comme corollaire de procéder 
comme un appel d’air en direc-
tion des personnes psychologi-
quement fragiles qui jusque-là 
n’étaient pas tombées encore 
dans le piège de la dépendance à 
l’héroïne ou à d’autres produits 
stupéfiants, telle la cocaïne. 
 

Enfin, la prescription d’héroïne 
porte atteinte à l’offre de théra-
pies résidentielles axées sur l’ab-
stinence. C’est un prolonge-
ment de la dépendance qui dé-
motive le toxicomane à imagi-
ner de vrais moyens de se-
vrage et de réhabilitation. Se-
lon le décompte de la Centrale de 
coordination nationale des théra-
pies résidentielles de la toxicodé-
pendance (COSTE), le nombre to-
tal des institutions de sevrage de 
la drogue et de l’alcool a passé de 
180 à 120 depuis 1997 et le phé-
nomène ne cesse de s’accentuer. 
 

Je ne souhaite pas que l’on baisse 
les bras en la matière. On ne doit 
pas aider les toxicomanes à 
survivre, mais les aider à vivre, 
ce qui est pour moi tout diffé-
rent. Cela passe non seulement 
par des mesures de prévention et 
de thérapies, mais aussi par des 
messages clairs. 
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Auszug aus 
dem UNO-
Bericht 2006 
und 2007 des 
internationalen 
Suchtstoffkon-
trollrates INCB 
 

Bericht 2006 
584. Die schweizerische Regie-
rung hat vorgeschlagen den Ge-
setzesvorschlag über die Drogen-
kontrolle zu überarbeiten, der, 
wenn er verabschiedet worden 
wäre, einen legalen Markt für Ha-
schisch geschaffen hätte. Im Feb-
ruar 2006 hat sie angegeben, 
dass eine überarbeitete Version 
dieses Gesetzes vom Parlament 
begutachtet wurde und dass der 
Entwurf keine Bestimmung für 
eine Legalisierung des Haschischs 
mehr enthielte. Das Amt be-
grüsst diesen Umstand und 
fordert die schweizerische Re-
gierung dringend auf, darüber 
zu wachen, dass jede Ge-
setzesänderung in Überein-
stimmung mit den internatio-
nalen Verträgen über die Dro-
genkontrolle geschieht. 
 

585. Die schweizerischen Behör-
den haben die Heroinbehand-
lungsprogramme bis 2009 ver-
längert, die ursprünglich im De-
zember 2004 auslaufen sollten. 
Die Schweiz ist einer der euro-
päischen Staaten, in denen die 
Drogeninjektionsräume Bestand-
teil der nationalen Drogenpolitik 
sind. Gemäss der Regierung be-
standen davon 12 im November 
2005. Das Amt bestärkt die Re-
gierung, ihre Anstrengungen 
fortzusetzen, um Personen, die 
einer Behandlung, einer Reha-
bilitation und einer sozialen 
Wiedereingliederung bedür-
fen, angepasste Dienste in 
Übereinstimmung mit den Be-
stimmungen der internationa-
len Verträge über die Dro-
genkontrolle zur Verfügung zu 
stellen, statt weiterhin Dro-
geninjektionsräume zu unter-
halten. 

Bericht 2007 
13. Die Konventionen fordern 
grundsätzlich von den Parteien, 
eine ganze Reihe von Aktivitäten 
in Zusammenhang mit Drogen als 
Straftatbestände in ihr eigenes 
Recht aufzunehmen, jedoch er-
lauben sie, für diese Straftatbe-
stände differenzierte Massnah-
men festzusetzen. Die Konvention 
von 1988 deckt Aktivitäten ab, 
die in den früheren Konventionen 
nicht ausdrücklich berücksichtigt 
wurden, wie die Organisation, 
Steuerung und Finanzierung des 
Drogenhandels, die Geldwäsche 
und den Handel mit Drogen-
grundstoffen sowie eine ganze 
Reihe anderer Handlungen, die 
diese Aktivitäten ermöglichen, er-
leichtern oder zu ihnen beitragen. 
Grundsätzlich verpflichtet die 
Konvention von 1988 die 
Staaten auch dazu, den Besitz 
und den Kauf von Drogen 
oder den Anbau von Sucht-
stoffen für den persönlichen 
Konsum ausserhalb jeglichen 
medizinischen Rahmens als 
Straftatbestand zu qualifizie-
ren. 
 

18. Die Konventionen unterschei-
den klar zwischen Straftaten in 
Verbindung mit Drogenhandel 
und solchen in Verbindung mit 
dem persönlichen Konsum illega-
ler Drogen sowie zwischen Straf-
taten, die von Drogensüchtigen 
und solchen, die von anderen ver-
übt werden. Gemäss der 
Konvention von 1988 können 
Drogensüchtige, die Straftaten 
begehen, verpflichtet werden, 
sich als ergänzende Massnah-
men zur verhängten Strafe 
oder Verurteilung, Massnah-
men der Behandlung, Erzie-
hung, der Nachsorge, Rehabi-
litation oder Resozialisierung 
zu unterziehen, soweit die Tat-
sachen und Umstände im Zusam-
menhang mit der begangenen 
Straftat nahe legen, dass es sich 
um eine Straftat geringfügigerer 
Art handelt. Wenn es sich bei der 
Straftat um den Besitz oder Kauf 
von Drogen oder den Anbau von 
Suchtmitteln für den persönlichen 
Konsum handelt, können diese 
Massnahmen einfach die Strafe 
oder Verurteilung ersetzen. So 
berücksichtigen die Konventio-
nen, dass die Antwort des Staates 

auf Straftaten von Drogensüch-
tigen, um wirklich effektiv zu sein, 
gleichzeitig auf die Straftaten sel-
ber und auf den Drogenmiss-
brauch (das heisst auf seine 
tieferen Ursachen) abzielen muss. 
 

DIE SCHWEIZ HAT DIE 
UNO BETÄUBUNGSMIT-
TEL-KONVENTION VON 

1971 UNTERZEICHNET, 
HÄLT SIE JEDOCH KEI-
NESWEGS EIN. 
 

Empfehlung 24: 
Das Amt stellt mit Sorge fest, dass 
es in einer geringen Anzahl von 
Ländern, insbesondere europäi-
scher Länder, weiterhin Drogen-
konsumräume gibt. Es bekräftigt 
seinen Standpunkt, wonach Räu-
me, in denen Personen in völliger 
Straflosigkeit illegal erworbene 
Drogen konsumieren können, 
dem grundlegendsten Prinzip der 
internationalen Konventionen zur 
Drogenkontrolle zuwiderläuft, 
und zwar, dass die betreffenden 
Substanzen nur zu medizinischen 
und wissenschaftlichen Zwecken 
verwendet werden dürfen. 
 

Das Amt fordert die Regierun-
gen der Länder, in denen Dro-
genkonsumräume für den 
Konsum illegal erworbener 
Drogen bereitgestellt werden, 
auf, diese Räume zu schliessen 
und geeignete Betreuung und 
geeignete Einrichtungen für 
die Behandlung von Drogen-
süchtigen einzurichten.  
 

Quelle: www.incb.org , Jahresberichte 
2006 und 2007 (In Originalsprache: 
Englisch oder Französisch  
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Helfen Sie mit 
bei der 

Unterschriften-
sammlung für 

das 
Referendum 
gegen das 
revidierte 

Betäubungs-
mittelgesetz! 

 
Sammelfrist bis 10. Juli 2008 
 
Als Team Unterschriften 
für das Referendum zu 
sammeln geht leichter! 
Wer mithelfen will, melde 
sich bitte bei Andrea 
Geissbühler, Präsidentin 
des Dachverbandes absti-
nenzorientierte Drogen-
politik und Nationalrätin: 
 

076 313 32 75 
andrea.geissbuehler@bluewin.ch 
 
oder bei Sabina Geiss-
bühler-Strupler, Präsi-
dentin der Schweizeri-
schen Vereinigung Eltern 
gegen Drogen und Gross-
rätin: 

 
Tel. 031 302 32 92 
s.g.s@bluewin.ch 

 

Sammeldaten:  
 

SA, 10. Mai 2008 09.00-12.00 
DO, 15. Mai 2008 17.00-20.00 
MI, 21. Mai 2008 11.00-14.00 
SA, 31. Mai 2008 09.00-12.00 
SA, 07. Juni 2008 09.00-12.00 
SA, 14. Juni 2008 09.00-12.00 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

WARUM DAS REFERENDUM 
GEGEN DAS REVIDIERTE 
BETÄUBUNGSMITTELGESETZ?
 
Aus den folgenden Gründen empfehlen wir Ihnen, das Referendum 
gegen das revidierte Betäubungsmittelgesetz zu unterschreiben: 
 

 Das revidierte Betäubungsmittelgesetz erschwert 
die Polizeiarbeit massiv und erleichtert den Dealern 
den Handel mit Betäubungsmitteln, denn es entbindet 
Amtsstellen und Fachleute von der Zeugnis- und Auskunftspflicht, 
aber auch von der Anzeigepflicht, auch bei strafbaren Handlungen, 
und stellt sie unter das Amts- und Berufsgeheimnis. 

 Das revidierte Betäubungsmittelgesetz kann die 
Kantone und Städte dazu zwingen, rechtsfreie Zo-
nen wie Fixerräume bereitzustellen, denn es verpflichtet 
die Kantone, Einrichtungen zur Schadensminderung und Über-
lebenshilfe zu schaffen. 

 Das revidierte Betäubungsmittelgesetz verunmög-
licht die Arbeit der Polizei und der Justiz, höhlt un-
seren Rechtsstaat aus und zieht die international 
tätige Drogenmafia an, denn die Vorbereitung des eigenen 
Konsums von Betäubungsmitteln oder die unentgeltliche Abgabe 
von Betäubungsmitteln zur Ermöglichung des gemeinsamen und 
gleichzeitigen Konsums sind gemäss revidiertem Gesetz in gering-
fügigen Mengen straflos. 

 Das revidierte Betäubungsmittelgesetz vernachläs-
sigt die Säulen Prävention, Repression und Thera-
pie, denn es setzt einseitig auf Schadensminderung und nieder-
schwellige Angebote wie Fixerräume und Betäubungsmittelabgabe.

 Das revidierte Betäubungsmittelgesetz ist men-
schenverachtend und unterstützt die langjährige 
Verharmlosung des Drogenkonsums in der Schweiz,
denn es belässt und bestärkt drogensüchtige Menschen in ihrer 
Sucht anstatt ihnen durch eine abstinenzorientierte Drogenpolitik 
zu einem suchtfreien Leben zu verhelfen. 

 Das revidierte Betäubungsmittelgesetz ermöglicht 
eine Ausweitung der Abgabe von verschiedensten
Betäubungsmitteln (z.B. Kokain) an Süchtige. 

 Das revidierte Betäubungsmittelgesetz verpflichtet 
die Krankenkassen, die Betäubungsmittelabgabe 
aus der Grundversicherung zu bezahlen. 


